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zu dem Antrag der Abgeordneten Walter Hirche, Rainer Brüderle, Paul K. 
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Marktwirtschaftliche Orientierung statt staatlicher Preislenkung im Stromsektor 


A. Problem 

Notwendigkeit einer wettbewerbsorientierten Politik statt staatlicher Preislen- 
kung im Stromsektor. 


B. Lösung 

Ablehnung mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen der Eraktion der EDP bei Stimm- 
enthaltung der Fraktion der CDU/CSU 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 14/8279 - abzulehnen. 


Berlin, den 5. Juni 2002 


Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie 


Dr, Heinz Riesenhuher Volker Jung (Düsseldorf) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Volker Jung (Düsseldorf) 


I. 

Der Antrag der Fraktion der FDP - Drucksache 14/8279 - 
wurde in der 237. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
17. Mai 2002 an dem Ausschuss für Wirtschaft und Techno- 
logie zur federführenden Beratung sowie dem Finanzaus- 
schuss, dem Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit und dem Haushaltsausschuss zur Mitberatung 
überwiesen. 


II. 

Die Antragsteller sind der Ansicht, dass die Liberalisierung 
und Deregulierung der Strommärkte den Standort Deutsch- 
land gestärkt hat. Vor allen Dingen die Industrie, aber auch 
die privaten Haushalte haben von den hohen Liberalisie- 
rungsdividenden profitiert. Preisrückgänge von 25 bis 50 % 
sind bei den Industriestrompreisen erzielt worden. Privat- 
haushalte haben mit einer Minderung der Stromkosten von 
bis zu 9 % rechnen können. 

Der Positivtrend ist nach Auffassung der antragstellenden 
Fraktion von der Bundesregierung unterbrochen worden: im 
Jahr 2001 seien die Industriestrompreise und die Strom- 
preise für Privathaushalte erstmals seit 1998 wieder ange- 
stiegen und der Trend für 2002 zeige, dass mit weiteren 
Preissteigerungen zu rechnen sei. 

Die Bundesregierung soll aufgefordert werden, die Stär- 
kung des Wettbewerbs und die Reduzierung staatlicher Ein- 
griffe durchzusetzen, insbesondere durch eine Novelle des 
Emeuerbare-Energien-Gesetzes und des Kraft-Wärme- 
Kopplungs-Gesetzes mit dem Ziel, den starken Subventi- 
onsanstieg zu bremsen und die Sonderlasten für den Stand- 
ort Deutschland zu reduzieren. Außerdem soll die Einstel- 
lung der Mittel zur Förderung der emeuerbaren Energien in 
den Bundeshaushalt mit dem Ziel erfolgen, diese wettbe- 
werbsneutral und transparent zu gestalten und eine Über- 


wälzung auf die Energiepreise zu verhindern. Die so ge- 
nannte Ökosteuer, die keine positive umweltbezogene Len- 
kungswirkung hat und die Wettbewerbsfähigkeit am Stand- 
ort Deutschland schwächt, soll abgeschafft werden. 

III. 

Der Finanzausschuss hat den Antrag in seiner 134. Sitzung 
am 5. Juni 2002 beraten und mit den Stimmen der Fraktio- 
nen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS gegen die 
Stimmen der Fraktion der FDP bei Stimmenthaltung der 
Fraktion der CDU/CSU empfohlen, den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat den Antrag in seiner 83. Sitzung am 5. Juni 
2002 beraten und mit den Stimmen der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP empfohlen, den An- 
trag abzulehnen. 

Der Haushaltsausschuss hat den Antrag in seiner 108. Sit- 
zung am 5. Juni 2002 beraten und mit den Stimmen der 
Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS 
bei Stimmenthaltung der Fraktion der CDU/CSU bei Abwe- 
senheit der Fraktion der FDP empfohlen, den Antrag abzu- 
lehnen. 


IV. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie hat den 

Antrag der Fraktion der FDP - Drucksache 14/8279 - in 
seiner 82. Sitzung am 5. Juni 2002 beraten. 

Er beschloss mit den Stimmen der Fraktionen SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen 
der Fraktion der FDP bei Stimmenthaltung der Fraktion der 
CDU/CSU, dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, den 
Antrag abzulehnen. 


Berlin, den 5. Juni 2002 


Volker Jung (Düsseldorf) 

Berichterstatter 
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